
die Wohnungen in den auf Grund der Arbeiter- 
Wohnungsbau-VO vom 4. März 1954 erbauten Häusern — 
also in Eigenheimen und Genossensehaftshäusern — 
„in Würdigung der eigenen Leistungen der Arbeiter 
und Angestellten nicht der Wohnraumerfassung durch 
die zuständigen Wohnungsbehörden“ unterliegen; hin­
sichtlich der Genossenschaftshäuser ergab sich die Not­
wendigkeit dieser Maßnahme ja schon aus der im 
Gesetz vorgesehenen und im Widerspruch zur sonstigen 
Wohnraumerfassung stehenden genossenschaftlichen 
Methode der Wohnungsverteilung. Die andere Regelung, 
die die Begünstigung des genossenschaftlichen Arbeiter- 
wohnungsibaus durch unseren Staat mit besonderer 
Klarheit erkennen läßt, ist die Anweisung über die 
Steuerbefreiung der ArbcRerwohnungsbaugenossen- 
scbaften vom 31. Juli 1954 (ZB1. S. 415'), durch welche 
diese Genossenschaften für zehn Jahre von der Kör­
perschafts-, Gewerbe-, Vermögens- und Umsatzsteuer 
befreit werden. „

Zwei weitere Gesetzgebungsakte mit sachenrecht­
lichem Gehalt sind aus dieser Periode bemerkenswert, 
und zwar einmal die Anordnung über die Benutzung 
von Grundstücken für Zwecke der Energieversorgung
vom 10. September 1954 (GBl. S. 807). Die Anordnung 
gewährt den volkseigenen Energieversorgungsbetrieben 
die für die Errichtung, Unterhaltung usw. von Energie­
anlagen erforderlichen Rechte zum Betreten bzw. zur 
dauernden Benutzung fremder Grundstücke bis zu 
einer Fläche von 50 qm. Für alle dem Eigentümer hier­
durch entstehenden Schäden wird ihm Ersatz geleistet, 
und zwar für „Dauerschäden“ (Nutzungsausfall, 
Erschwernis der Bewirtschaftung usw.) durch eine ein­
malige Zahlung in Höhe des 12.5'fachen des Jahres- 
betrages, für „einmalige Schäden“ (z. B. durch die 
Errichtung der Anlagen entstandene Flurschäden, Fäl­
lung von Bäumen u. ä.) durch Erstattung des jeweils 
entstandenen Schadens. Zwischen den Beteiligten sind 
über alle Einzelheiten der gegenseitigen Beziehungen 
schriftliche Vereinbarungen zu treffen; über Streitig­
keiten entscheidet das Gericht. Wichtig ist besonders 
§ 13: „Zur Sicherung der Rechte auf Duldung von 
Energieübertragungsanlagen bedarf es nicht der Ein­
tragung von Grunddienstbarkeiten oder beschränkt 
persönlichen Dienstbarkeiten im Grundbuch.“ Wer das 
umständl'che bisherige Verfahren auf diesem Gebiet 
in der Praxis erlebt hat — die Notwendigkeit des 
Abschlusses notarieller Verträge und von Grundbuch­
eintragungen wegen kleinster Stücke Landes, die Not­
wendigkeit, gegebenenfalls komplizierte Entei.enungs- 
verfahren durchzuführen —, kann die einfache und 
allen Teilen gerecht werdende Neuregelung nur dank­
bar begrüßen.

Die zweite der erwähnten Maßnahmen ist die 
Anordnung über die Übertragung der Aufgaben der 
Kommissionen zur Durchführung der Bodenreform auf 
die Räte der Bezirke und Kreise vom 4. August 1954 
(ZB1. S. 400). Mit dieser Anordnung wird ein bedeut­
sames Kapitel in der Geschichte unserer staatlichen und 
wirtschaftlichen Neuordnung abgeschlossen. Die Boden­
kommissionen waren die Organe, mit deren Hilfe in 
den Ländern der ehemaligen SBZ die Aufteilung und 
Neuverteilung des Junkerlandes vorgenommen wurde; 
in ihnen war der revolutionäre Schwung jener Tage 
verkörpert, und ihrer Tätigkeit ist es zu danken, daß 
die ostelbischen Latifundien durch Hunderttausende 
lebens- und entwicklungsfähige Neubauernstellen 
ersetzt wurden. Nach Durchführung ihrer Haupt­
aufgabe, der Bodenreform, verblieb ihnen die Verwal­
tung des aus diesen und jenen Gründen zur Aufteilung 
ungeeigneten Bodenfonds und der Neuverteilung der im 
Einzelfall in den Bodenfonds zuruckgelangenden Neu­
bauernwirtschaften. Ihrer Herkunft und ihrer Zweck­
bestimmung nach waren die Bodenkommissionen die 
ersten gewählten, in vollem Umfang demokratischen 
Organe des sich allmählich umbildenden Staatsappara­
tes, und hierin ist auch der Grund zu finden, weshalb sie 
so lange Zeit neben den allgemeinen Organen der staat­
lichen Verwaltung aufrechterhalten blieben. Folge­
richtig erklärt die Präambel der AO vom 4. August 
1954, daß die in der Zwischenzeit „errungenen Erfolge 
in der Demokratisierung der staatlichen Verwaltung“ 
nunmehr die Übertragung der Restaufgaben der Boden­
kommissionen auf die allgemeinen Organe ermöglicht.

Demgemäß treten nunmehr an die Stelle der Landes- 
bodenkommissionen die Räte der Bezirke und an die 
Stelle der Kreisbodenkommissionen die Räte der 
Kreise, während die Gemeindebodenkommissionen auf­
gelöst werden.

Wir sagten oben, daß auch die seit Beginn dieses 
Jahres angebahnte Neuentwicklung des Sparkassen­
wesens in der Berichtsperiode fortgesetzt worden sei. 
Auf diesem Gebiet ist zunächst die Verordnung über 
die Erweiterung des Inhabersparens vom 3. September 
1954 (GBl. S. 769) zu vermerken, durch welche das 
ursprünglich auf die Sparkassen beschränkte Recht zur 
Einrichtung von Inhaberspareinlagen auf die Deutsche 
Bauernbank und die Banken für Handwerk -und 
Gewerbe ausgedehnt wird. Die Erste Durchführungs­
bestimmung zur Verordnung über die Kündigungs­
fristen bei Rückzahlung von Spareinlagen vom 7. Juli 
1954 (GBl. S. 622) dehnt die Erleichterung in der 
Abhebung von Spareinlagen — die nunmehr unabhän­
gig von der Höhe der Abhebung an keine Kündigungs­
frist mehr gebunden ist — auf den sog. Freizügigkeits­
verkehr aus, d. h. den Sparverkehr, bei dem das bei 
einer bestimmten Sparkasse bestehende Sparguthaben 
gegen Vorlegung des Sparkassenbuches bei jeder belie­
bigen Sparkasse behoben werden kann, so daß also hier 
das Sparkassenbuch die Funktion eines Kreditbriefes 
ausübt. (Leider ist die bereits in NJ 1954 S. 584 bemän­
gelte unglückliche Formulierung der VO über die 
Kündigungsfristen vom 22. April 1954 — „Spareinlagen 
können . . . zurückgezahlt werden“ — auch in die 1. DB 
übernommen worden, so daß also auch hier der eigent­
liche Sinn der Bestimmung, d. h. die Möglichkeit der 
Zurück f o r d e r u n g  beliebiger Beträge ohne Kündi­
gungsfrist nicht klar zum Ausdruck gelangt.)

Von besonderer Bedeutung für die erstrebte Auf­
lockerung des Sparkassenverkehrs ist schließlich die 
Anordnung über die Teilnahme von Sparkonten am 
Überweisungsverkehr vom 6. September 1954 (ZB1. 
S. 448). Diese Anordnung deckt eine weitere Ursache 
auf, die bisher die gewünschte Ausbreitung des Spar­
wesens verhinderte, die Tatsache nämlich, daß es mcht 
möglich war, mit Hilfe von Sparguthaben unmittel­
bare Überweisungen auf ein Bank- oder Postscheck­
konto eines Gläubigers vorzunehmen. Demgemäß 
erklärte diese Anordnung die Überweisung zu Lasten 
von Sparkonten nunmehr für zulässig, wobei natür­
lich, entsprechend dem Wesen des Sparkassenvertrages, 
das Sparkassenbuch vorgelegt werden muß.

Die in der letzten Übersicht berichtete Neuorganisa­
tion des Kleingärtnerwesens ist durch die Bekannt­
machung des Musterstatuts der Kreisverbände der 
Kleingärtner, Siedler und Kleintierzüchter vom 14. Juli 
1954 (ZB1. S. 343) beendet worden. Das Statut ist des­
halb von Interesse, weil hier erstmalig dazu übergegan­
gen wird, ein demokratisches Vereinsrecht zu entwik- 
keln, während in der bisherigen Gesetzgebung die 
Organisationsformen der Genossenschaft öder der 
demokratischen Massenorganisation bevorzugt wurde.

Eine für den Stand unserer wirtschaftlichen Entwick­
lung charakteristische Fortbildung des Erfindungs­
und Vorschlagswesens stellt die Vierte Durchführungs­
bestimmung zur Verordnung über das Erfindungs- und 
Vorschlagswesen in der volkseigenen Wirtschaft vom 
13. August 1954 (GBl. S. 738) dar. Durch sie wird unter 
der völlig irreführenden Bezeichnung des „Ingenieur­
kontos“ eine Einrichtung geschaffen, die zur Ausfüllung 
einer bisherigen Lücke des Vorschlags- und Erfinder­
rechts bestimmt ist. Ein Ingenieurkonto ist nach der 
gesetzlichen Definition ein „Vertrag zwischen Betriebs­
angehörigen und einem Betrieb der volkseigenen oder 
gleichgestellten Wirtschaft, in dem sich der Betriebs­
angehörige zu einer termingebundenen technisch­
schöpferischen Leistung und der Betrieb zu einer 
Abgeltung dieser Leistung verpflichten“. Die Neu­
regelung trägt der Tatsache Rechnung, daß das Erbrin­
gen technisch-schöpferischer Leistungen bei Angehö­
rigen der technischen Intelligenz bis zu einem gewissen 
Grade zu den sich aus dem Anstellungsverhältnis 
ergebenden Verpflichtungen gehört und die Grenze, 
bei der eine solche Leistung über jene Verpflichtung 
hinausgeht und daher als Verbesserungsvorschlag 
besonders zu vergüten ist, bisher in keiner Weise aus-
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